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Abstract:  

In diesem Aufsatz werden die drei grundlegenden Fragen behandelt, die sich bei 
der Ausgestaltung der Regulierung in den Netzsektoren Europas stellen. Warum 
soll reguliert werden, was und wie soll reguliert werden, welche institutionelle 
Lösung soll für die Regulierung gewählt werden? Die Potenziale für grenzüber-
schreitende Interoperabilität von Netzinfrastrukturen, für die marktkonforme 
Ausschreibung von Universaldienstleistungen sowie für die disaggregierte Re-
gulierung verbleibender netzspezifischer Marktmacht werden aufgezeigt. Es gilt 
die Kompetenzen von Regulierungsbehörden mit Hilfe eines disaggregierten 
Regulierungsmandats zu beschränken, ohne den für eine ex ante Regulierung 
erforderlichen diskretionären regulatorischen Handlungsspielraum zu beseitigen. 
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1. Interdependenz zwischen Regulierungszielen,  
  Regulierungsinstrumenten und institutioneller Ausgestaltung 
 
Im Zusammenhang mit der Regulierungsthematik stellen sich drei grundsätzli-
che Fragen (Tyler, Bednarczyk, 1993, S. 651 f.):  

• Warum soll reguliert werden (Regulierungsziele)  

• Was und wie soll reguliert werden (Regulierungsumfang, Regulierungsin 
strumente)  

• Welche institutionelle Lösung soll für die Regulierung gewählt werden 
 
Eine präzise Definition der Regulierungsziele und die Suche nach minimalisti-
schen Regulierungseingriffen haben direkte Auswirkungen auf die Ausgestal-
tung einer Regulierungsbehörde. Es würde zu kurz greifen, die institutionelle 
Lösung unabhängig von der konkreten Ausformulierung der Regulierungsziele 
und den gewählten Regulierungsinstrumenten zu suchen.  
 
Der Weg hin zu der umfassenden Marktöffnung der Netzsektoren war auch in 
Europa ein langwieriger und schwieriger Prozess. Denn Netzsektoren wie Post, 
Telekommunikation, Energie und Verkehr waren lange Zeit durch gesetzlich 
geschützte Monopole gekennzeichnet und stellten wettbewerbliche Ausnahme-
bereiche dar (Horn, Knieps, Müller, 1988). Seit dem weitgehenden Abbau der 
gesetzlichen Marktzutrittsschranken stehen drei grundlegende, unterschiedliche 
Regulierungsziele im Vordergrund: 

• Kompatibilität und Interoperabilität (Standards und Netzsicherheit, Zutei-
lung von Frequenzen, Nummernverwaltung etc.). 

• Bereitstellung von Universaldienstleistungen mittels marktzutrittskompa-
tiblen Instrumenten (flächendeckende Versorgung mit Netzdienstleistun-
gen zu sozial erwünschten Tarifen). 

• Gewährleistung von funktionsfähigem Wettbewerb mittels Disziplinie-
rung netzspezifischer Marktmacht (Regulierung von Netzzugang). 



 2 

Diese Regulierungsziele stehen nicht in Konflikt zueinander, sondern stellen 
wesentliche Voraussetzungen für die Funktionsfähigkeit von Wettbewerb in 
Netzen dar.  
 
 
2. Disaggregierte Regulierung 
 
2.1. Kompatibilitätsstandards und Interoperabilität 
 
Standards zur Sicherung der Kompatibilität verschiedener Technologien spielen 
in Netzsektoren eine wichtige Rolle (Shy, 2001; Knieps, 2007, Kap. 6). Der 
Nutzen eines Individuums, an ein bestimmtes Netz angeschlossen zu sein, hängt 
von dessen technologischen Charakteristika sowie der Zahl der insgesamt ange-
schlossenen Nutzer ab. Ein illustratives Beispiel stellen Telekommunikations-
netze dar. Je mehr Konsumenten an ein bestimmtes Netz angeschlossen sind, 
umso höher ist der Nutzen eines Konsumenten, ebenfalls an dieses Netz ange-
schlossen zu sein, da die Möglichkeit der Kommunikation ansteigt. Sind zwei 
Kommunikationsnetze aufgrund eines gemeinsamen Standards miteinander 
kompatibel, so bestimmt die Summe der Nutzer dieser beiden Netze das Aus-
maß der Netzexternalitäten.  
 
Netzexternalitäten legen es nahe, möglichst kompatible Netztechnologien zu 
wählen. Je mehr Individuen das gleiche Netz benutzen, desto mehr erhöht sich 
der Nutzen. Doch dieser Grundsatz wird durch die Heterogenität individueller 
Präferenzen für unterschiedliche Technologien (Netzvielfalt) beschränkt. Für die 
Gesamtheit der Wirtschaftssubjekte wird es unter Umständen von größerem 
Nutzen sein, sich auf mehrere, nicht kompatible Netzinseln aufzuteilen, als zu-
sammen ein großes Einheitsnetz zu bilden. 
 
In Netzindustrien ist es erforderlich, Standardisierungsprobleme disaggregiert 
anzugehen. Seit der umfassenden Netzöffnung von Schienennetzen, Flugver-
kehrsnetzen, Energienetzen, Telekommunikationsnetzen etc. ist die voll inte-
grierte, hierarchische Standardisierung abgelöst worden durch die Standardisie-
rung von Schnittstellen zwischen den einzelnen Netzebenen einerseits (vertika-
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les Standardisierungsproblem) und der Standardisierung innerhalb der einzelnen 
Netzebenen (horizontales Standardisierungsproblem) zur Erzielung von Intero-
perabilität andererseits. 
 
Netzexternalitäten sind auf der Ebene der Netzdienstleistungen im Vergleich zu 
der Ebene der Netzinfrastrukturen von geringerer Bedeutung. Es entwickelt sich 
eine Vielzahl von nicht kompatiblen Servicenetzen, da die Kunden eine Präfe-
renz für unterschiedliche Netzdienstleistungen besitzen. Obwohl Vielfalt der 
unterschiedlichen Netzinseln im Vordergrund steht, können Anreize für Kompa-
tibilitätsstandards zwischen einzelnen Servicenetzkomponenten vorhanden sein. 
Ein illustratives Beispiel aus der Luftfahrt bildet das sogenannte Interlining. 
Interlining bedeutet, dass der Fluggast mit einem einzigen Ticket verschiedene 
Gesellschaften in Anspruch nehmen kann.  
 
Auf der Ebene der Netzinfrastrukturen sind Netzexternalitäten und Kompatibili-
tät zwischen unterschiedlichen Netzen von erheblicher Bedeutung. Grenzüber-
schreitender Eisenbahnverkehr erfordert beispielsweise, dass die Spurbreiten der 
Schienen übereinstimmen. Die Stromspannung zwischen unterschiedlichen 
Stromnetzen muss übereinstimmen, um die Elektrizitätsübertragung zwischen 
unterschiedlichen Stromnetzen zu ermöglichen. 
 
Regulierungsfunktionen bezüglich der Interoperabilität stellen sich insbesondere 
bei der Kontrollkompetenz von Infrastrukturen. Die eindeutige geographische 
Definition des Kontrollgebietes einer Zugüberwachung oder einer Flugsicherung 
während einer Zeitperiode stellen regulatorische Aufgaben dar. Die konkrete 
Ausübung dieser Funktionen im Rahmen eines Kapazitäts- und Sicherheitsma-
nagements ist hingegen der Ebene des Infrastrukturmanagements zuzuordnen 
und kann periodisch neu an private Unternehmen im Rahmen eines Ausschrei-
bungswettbewerbs vergeben werden. Hierbei gilt es auch die Potentiale einer 
grenzüberschreitenden Interoperabilität auszuschöpfen (Knieps, Weiß, 2009,  
S. 156 ff.). 
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2.2. Universaldienstfonds 
 
Ein Universaldienst beinhaltet die Verpflichtung eines Netzbetreibers, bestimm-
te Leistungen im gesamten von der Verpflichtung abgedeckten Gebiet bereitzu-
stellen. Das Netz an Anschlussstellen etc. ist also bis an die Grenzen des Ver-
sorgungsgebietes auszudehnen. Dies erfordert insbesondere allgemeine Zugäng-
lichkeit zum Netz zu sozial erwünschten Preisen (im allgemeinen Einheitsprei-
se) sowie die Einhaltung vom politischen Besteller vorgegebener Mindestquali-
tät. Aus der Perspektive des disaggregierten Ansatzes der Netzökonomie ist es 
erforderlich, zwischen dem Defizitproblem auf der Ebene der Netzdienstleistun-
gen einerseits und dem Defizitproblem auf der Ebene der Netzinfrastrukturen 
andererseits zu unterscheiden (Knieps, Weiß, 2009, S. 161ff.). 
 
Bei der Bestimmung des Umfangs defizitärer Leistungen bei der Bereitstellung 
von Universaldienstleistung und der Versorgungssicherheit im politischen Pro-
zess stellt sich die Frage der vertikalen Arbeitsteilung, etwa zwischen Bund, 
Ländern, Gemeindeverbänden und Gemeinden (vgl. Blankart, 2003, S. 13 ff.). 
Unbestritten ist, dass die Universaldienstverpflichtung auf die kostengünstigste 
Weise erfolgen soll. Ist zur Einhaltung der staatlich gewollten Preise für eine 
Universaldienstleistung ein Zuschuss notwendig, so ergeben sich aus dem EU-
Recht zwei Möglichkeiten: nämlich die Finanzierung über staatliche Mittel oder 
aber über eine sektorspezifische Universaldienststeuer. Im nationalen Recht ist 
derzeit nur die Universaldienststeuer realisiert. 
 
Die Sicherstellung einer politisch erwünschten Grundversorgung von defizitären 
Leistungen ist eine staatliche Aufgabe. Es liegt folglich nahe, diese aus dem all-
gemeinen Staatshaushalt zu finanzieren. Aufgrund konkurrierender öffentlicher 
Ausgaben ist zu erwarten, dass der Umfang der Universaldienste beschränkt 
bleibt. Alternativ besteht die Möglichkeit Universaldienste mit Hilfe einer 
sektorbezogenen Universaldienststeuer zu finanzieren. Diese bildet die Einnah-
meseite eines zu schaffenden Universaldienstfonds, aus dem der Subventionsbe-
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darf für die Bereitstellung der defizitären Universaldienstleistungen gedeckt 
wird.1

 
 

Die Grundidee bei der Fondslösung besteht darin, symmetrische Regulierungs-
bedingungen für alle aktiven und potenziellen Anbieter zu schaffen, die das Ziel 
einer umfassenden Marktöffnung mit der Aufrechterhaltung defizitärer Univer-
saldienstleistungen vereinbaren. Anstatt verpflichtender Auflagen sollen Univer-
saldienstleistungen zu dem geringsten Subventionsbetrag bereitgestellt werden, 
der aus einem Universaldienstfonds finanziert wird.2

 

 Für den Fall, dass eine 
Universaldienstleistung überhaupt nicht defizitär ist oder der Subventionsbedarf 
aufgrund technologischen Fortschritts entfällt, muss auch eine Subventionierung 
aus dem Fonds entfallen. Es besteht folglich das Ziel, den kostengünstigsten 
Anbieter von (defizitären) Universaldienstleistungen in einem bestimmten Sek-
tor im Ausschreibungs-Wettbewerb zu ermitteln. Zudem erfordert das Prinzip 
symmetrischer Regulierungsbedingungen, dass sämtliche Anbieter von lukrati-
ven Leistungen in diesem Sektor sich an der Finanzierung des Universaldienst-
fonds beteiligen.  

 
2.3. Marktmachtregulierung 
 
Es ist unumgänglich Marktmacht mit Hilfe eines ökonomisch fundierten Kon-
zepts zu lokalisieren. Nur so können der ex ante Regulierungsbedarf konsistent 
für sämtliche Netzsektoren ermittelt, die Phasing-out Potenziale von Regulie-
rung rasch und umfassend ausgeschöpft, und der Fortbestand von Regulierung 
in wettbewerblichen Netzbereichen vermieden werden.  
 
Größen- und Verbundvorteile auf der Infrastrukturebene können bewirken, dass 
ein einziger Infrastrukturnetzbetreiber den relevanten Markt kostengünstiger be-
dienen kann, als mehrere Infrastrukturnetzbetreiber. Es handelt sich um den Fall 
                                                 

1  Hierbei ergibt sich das Problem der finanzverfassungskonformen Ausgestaltung, da 
eine solche Steuer die geforderten Kriterien einer Sonderabgabe erfüllen soll. 

2  Die Einrichtung eines „universal service fund“ wurde explizit vorgeschlagen in 
Blankart, Knieps, 1989, insb. S. 592 ff. 
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eines natürlichen Monopols. Stabile netzspezifische Marktmacht lässt sich nur 
bei einer Kombination von natürlichem Monopol und irreversiblen Kosten 
nachweisen, d. h. bei Vorliegen eines monopolistischen Bottlenecks (Knieps, 
2011, S. 18). Die Bedingungen für eine monopolistische Bottleneck-Einrichtung 
sind erfüllt, falls: 

• Eine Einrichtung unabdingbar ist, um Kunden zu erreichen, wenn es also 
keine zweite oder dritte solche Einrichtung gibt, d.h. kein aktives Substitut 
verfügbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn ein natürliches Monopol vor-
liegt, so dass ein Anbieter diese Einrichtung kostengünstiger bereitstellen 
kann als mehrere Anbieter. 

• Gleichzeitig die Einrichtung mit angemessenen Mitteln nicht dupliziert 
werden kann, um den aktiven Anbieter zu disziplinieren, d. h. kein poten-
zielles Substitut verfügbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Kosten der 
Einrichtung irreversibel sind.  

 
Der Inhaber eines solchen monopolistischen Bottlenecks besitzt stabile Markt-
macht, selbst dann, wenn sämtliche Marktteilnehmer perfekt informiert sind, 
sämtliche Nachfrager Wechselbereitschaft besitzen und kleine Änderungen der 
Preise eine Wanderung der Nachfrage zur Folge haben. Netzspezifische Markt-
macht des etablierten Unternehmens ist somit lediglich in denjenigen Teilberei-
chen zu erwarten, die nicht nur durch die Eigenschaft eines natürlichen Mono-
pols, sondern gleichzeitig auch durch irreversible Kosten gekennzeichnet sind. 
Irreversible Kosten sind für das etablierte Unternehmen nicht mehr entschei-
dungsrelevant, wohl dagegen für die potenziellen Wettbewerber, da diese vor 
der Entscheidung stehen, ob sie diese unwiederbringlichen Kosten in einem 
Markt einsetzen oder nicht. Das eingesessene Unternehmen hat somit niedrigere 
entscheidungsrelevante Kosten als die potenziellen Wettbewerber. Hieraus 
ergibt sich ein Spielraum für strategisches Verhalten, so dass ineffiziente Pro-
duktion oder Gewinne nicht mehr zwangsläufig Marktzutritt zur Folge haben.  
 
Die Potenziale des aktiven und potenziellen Wettbewerbs müssen in Netzen 
disaggregiert lokalisiert werden. Dabei erweist es sich als hilfreich, die Endkun-
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denmärkte für Netzdienstleistungen von den Vorleistungsmärkten für Infrastruk-
turkapazitäten zu unterscheiden. Abhängig vom jeweiligen relevanten Markt 
kann das Angebot von Luft- oder Eisenbahnverkehr durch aktiven Wettbewerb 
gekennzeichnet sein, oder aber die Charakteristika eines natürlichen Monopols 
erfüllen. Aufgrund der Abwesenheit von irreversiblen Kosten ist der Wettbe-
werb auf diesen Märkten jedenfalls funktionsfähig. Auch wenn Wettbewerb auf 
der Ebene der Netzinfrastrukturen weitaus geringeres Potenzial besitzt als auf 
der Ebene der Servicenetze, so ist Infrastrukturwettbewerb in einzelnen Netzsek-
toren inzwischen realisiert. Ein wichtiges Beispiel ist der Telekommunikations-
sektor, wo inzwischen auf der Fernnetzebene Infrastrukturwettbewerb vor-
herrscht, aber auch vermehrt in lokalen Netzen Wettbewerb an Bedeutung ge-
winnt. Die Anwendung der monopolistischen Bottleneck-Theorie auf einzelnen 
Netzsektoren lässt sich durch die nachfolgende Tabelle 1 veranschaulichen. 
 
Insoweit in Netzsektoren monopolistische Bottleneck-Bereiche bestehen, erfor-
dern diese eine gezielte Regulierung zur Disziplinierung der netzspezifischen 
Marktmacht. Dabei muss insbesondere der symmetrische Zugang zu den mono-
polistischen Bottleneck-Bereichen für sämtliche aktiven und potenziellen Anbie-
ter von Netzleistungen gewährleistet werden, damit der Wettbewerb auf allen 
komplementären Märkten umfassend zum Zuge kommen kann.  
 
Überhöhte Preisniveaus im Bereich monopolistischer Bottlenecks können durch 
eine Anreizregulierung in Form einer Price-Cap-Regulierung reduziert werden. 
Dabei wird das Preisniveau, nicht jedoch die Preisstruktur reguliert. Gleichzeitig 
gilt es aber auch sicherzustellen, dass durch die Regulierung die Gesamtkosten-
deckung, einschließlich der entscheidungsrelevanten Kapitalkosten, nicht ge-
fährdet wird. Price-Cap-Regulierung der monopolistischen Bottleneck-Bereiche 
sowie getrennte Rechnungslegung zu den übrigen Bereichen (Accounting Sepa-
ration) stellen einen Lösungsansatz dar, um die verbleibende Marktmacht zu 
disziplinieren und einen diskriminierungsfreien Zugang zu den monopolisti-
schen Bottleneck-Einrichtungen zu gewähren.3

                                                 
3   Eine Alternative zur getrennten Rechnungslegung stellt die eigentumsrechtliche 

Trennung von monopolistischen Bottleneck-Bereichen und den komplementären 
wettbewerblichen Netzbereichen dar (Brunekreeft, 2003, S. 127 ff.). 

 Detaillierte Inputregulierungen 
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widersprechen demgegenüber dem Prinzip einer Price-Cap-Regulierung. Durch 
die Beschränkung der Regulierungsvorschrift auf das Niveau der Outputpreise 
soll gerade der Informationsbedarf der Regulierungsbehörde möglichst gering 
gehalten werden. Dadurch wird nicht nur der Regulierungsaufwand reduziert; 
gleichzeitig werden unternehmerische Anreize bei der Suche nach Kostenein-
sparungen sowie innovativen Preisstrukturen gesetzt. Ein entscheidender Vorteil 
der Price-Cap-Regulierung im Vergleich zur Einzelpreisgenehmigung besteht 
darin, dass die unternehmerische Suche nach innovativen Preisstrukturen für den 
Netzzugang nicht behindert wird. 
 
 
Tabelle 1: Monopolistische Bottlenecks in ausgewählten Netzsektoren 

 Natürliches  
Monopol 

Irreversible 
Kosten 

Luftfahrt   
Angebot von Luftverkehr ja / nein nein 
Aufbau und Betrieb von Luftverkehrskontrollsystemen ja nein 
Aufbau und Betrieb von Flughäfen ja ja 
Eisenbahn   
Angebot von Eisenbahnverkehr ja / nein  nein 
Aufbau und Betrieb von Zugüberwachungssystemen ja nein 
Aufbau und Betrieb von Schieneninfrastrukturen ja ja 
Elektrizität    
Erzeugung (Produktion) nein ja 
Fernnetze (Transportnetze) ja ja 
Regionale / lokale Netze (Verteilnetze) ja ja 
Versorgung nein nein 
Telekommunikation   
Endgeräte nein nein 
Telekommunikationsdienste (einschließlich 
Sprachtelefondienst) 

nein nein 

Satelliten- / Mobilfunknetze nein nein 
Fernnetze (kabelgebunden) nein ja 
Lokale Netze (kabelgebunden)  ja / nein ja 

 
Quelle: Knieps (2007), S. 166  
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3. Das disaggregierte Regulierungsmandat 
 
Der gesetzliche Regulierungsrahmen wird in Form von Gesetzen und Verord-
nungen im politischen Prozess festgelegt. Die sektorspezifische Regulierung 
wird durch vom Gesetzgeber eingesetzte Behörden durchgeführt. Durch die 
Übertragung von Regulierungskompetenzen von einer gesetzgebenden Instanz 
auf eine Regulierungsbehörde (Regulierungsmandat) werden gleichzeitig die 
zukünftigen Handlungsspielräume einer Regulierungsbehörde gegenüber der 
regulierten Branche festgelegt (vgl. Abb. 1).  
 
Ein gewisser Handlungsspielraum der Regulierungsbehörde ist vom Gesetzge-
ber erwünscht, weil nur so auf die detaillierten Umsetzungserfordernisse 
sektorspezifischer Regulierung eingegangen werden kann. Der gesetzliche Re-
gulierungsrahmen beschränkt den diskretionären Spielraum für das Verhalten 
von Regulierungsbehörden, hebt ihn aber nicht völlig auf. 
 
 
Abbildung 1: Das Regulierungsdreieck  
 

 
 

Quelle: Knieps (2007), S. 183 

Gesetzliches 
Regulierungsmandat 

Gesetzlicher  
Regulierungsrahmen 

Regulierungsumsetzung 

Regulierungsbehörde 

Gesetzgeber 

Branche 
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Die europäische Telekommunikationsregulierung ist ein illustratives Beispiel, 
wie ein zu weit gefasstes Regulierungsmandat systematisch zu Überregulierun-
gen führen kann (Knieps, 2005). Im Jahre 2002 verabschiedeten das Europäi-
sche Parlament und der Rat eine Rahmenrichtlinie und eine Zugangsrichtlinie, 
die den Umfang der zukünftigen Marktmachtregulierung im Dunkeln ließen. 
Dadurch besitzt die EU-Kommission die Kompetenz, im Rahmen von Leitlinien 
eine Vielzahl von Märkten zu bestimmen, für welche die Einführung 
sektorspezifischer Regulierungsmaßnahmen zumindest erwogen werden kann. 
Unter den Märkten, die von der Kommission als potenziell regulierungsbedürf-
tig eingestuft wurden, befanden sich Dienstleistungsmärkte wie Auslands- und 
Inlandstelefonverbindungen, Mietleitungen sowie Transitdienste, die ohne Zwei-
fel wettbewerbsfähig sind. Inzwischen werden von den ursprünglich 18 nur noch 
7 Märkte als potenziell regulierungsbedürftig angesehenen. Auch wenn derzeit 
noch ein sektorspezifischer Regulierungsbedarf verbleibt, wurden bisher noch 
nicht sämtliche Phasing-out-Potenziale ausgeschöpft (Knieps, Zenhäusern, 
2010).  
 
Das gesetzliche Regulierungsmandat hat die Aufgabe, den Handlungsspielraum 
der Regulierungsbehörden derart festzulegen, dass einerseits wohlfahrtsschädi-
gende Einflussnahmen von Interessengruppen begrenzt werden und dass ande-
rerseits die Regulierungsbehörden den für die ex ante Regulierung erforderli-
chen diskretionären Handlungsspielraum erhalten.  
 
Abschließend lässt sich festhalten, dass aus netzökonomischer Sicht die folgen-
den Grundprinzipien zu beachten sind (Knieps, 2007, S. 190 ff.). Die Regulie-
rung muss sich auf Bereiche mit netzspezifischer Marktmacht beschränken. 
Globale Marktmachtregulierung, die auch wettbewerbliche Bereiche umfasst, ist 
mit dem disaggregierten Regulierungsmandat unvereinbar. Allerdings lässt sich 
auch die zeitweise Aussetzung von Regulierung („access holidays“) in Berei-
chen mit netzspezifischer Marktmacht nicht rechtfertigen. Phasing-out-
Potenziale sektorspezifischer Regulierung sollten möglichst rasch und umfas-
send ausgeschöpft werden. Sobald in einem Netzbereich, etwa aufgrund von 
technischem Fortschritt, die netzspezifische Marktmacht wegfällt, muss auch die 
Regulierung dieses Teilbereichs beendet werden. Der diskriminierungsfreie Zu-
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gang zu den monopolistischen Bottleneck-Bereichen muss gewährleistet sein. 
Großvaterrechte, etwa bei der Vergabe von Flughafenslots, müssen abgeschafft 
werden. Anreizregulierung ist auf monopolistische Bottleneck-Bereiche zu be-
schränken; Preisstrukturregulierungen sollten vermieden werden. Es gilt sicher-
zustellen, dass durch die Regulierung die Gesamtkostendeckung einschließlich 
der entscheidungsrelevanten Kapitalkosten nicht gefährdet wird.4

 

 Regulierungs-
behörden sollten insbesondere verpflichtet sein, die Kompensation der ex ante 
Risiken von Investitionsprojekten zu ermöglichen, die auch das Risiko des 
Scheiterns eines Projektes umfasst. 

 
  

                                                 
4  Zur Methodik der entscheidungsrelevanten Kostenermittlung vgl. Weiß (2009). 
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